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Drucksache VI/1656 


Der Parlamentarische Staatssekretär Bonn, den 17. Dezember 1970 

beim Bundesminister des Auswärtigen 

L 1-86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. Europapolitik 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Dollinger, Roser, 
Stttcklen und Genossen 
- Drucksache VI/1507 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Wie ist der Stand der Beratungen im Ministerrat der Euro- 
päischen Gemeinschaften auf der Ebene der Minister und der 
Ständigen Vertreter über die Einführung allgemeiner, unmittel- 
barer Wahlen zum Europäischen Parlament nach einem einheit- 
lichen Verfahren in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften wie in Artikel 138 Abs. 3 des Römischen Vertrages 
zur Gründung der EWG vorgesehen? 

Die mit der Einführung allgemeiner, unmittelbarer Wahlen 
nach einem einheitlichen Verfahren in allen Mitgliedslän- 
dern der Europäischen Gemeinschaften verbundenen Fragen 
werden im Rat auf der Basis des vom Europäischen Parla- 
ment vorgelegten Abkommensentwurfs seit rund einem 
Jahr mit verstärkter Intensität untersucht, nachdem im 
ersten Jahrzehnt der Gemeinschaften dieses Problem etwas 
im Hintergrund gestanden hatte. Allein im Jahre 1970 hat 
sich der Rat dreimal, und zwar am 6. März, 29. September 
und 14. Dezember 1970 mit dieser Frage befaßt. 

Die zuständige Arbeitsgruppe des Rats hat soeben unter 
deutscher Präsidentschaft die Prüfung des Abkommensent- 
wurfs des Europäischen Parlaments vorläufig abgeschlossen 
und ihren Bericht an die Ständigen Vertreter fertiggestellt. 
Der Rat hat auf deutschen Vorschlag am 14. Dezember 1970 
die Ständigen Vertreter aufgefordert, ihrerseits dem Rat 
anläßlich seiner nächsten Tagung zu berichten. 

Unabhängig von diesen Arbeiten war der Rat bemüht, ge- 
mäß dem Wunsche des Europäischen Parlaments in einem 
geeigneten Verfahren einen laufenden Gedankenaustausch 
mit dem Europäischen Parlament sicherzustellen. Der Rat 
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faßte hierzu am 6. März und 29. September 1970 Beschlüsse, 
die es dem jeweiligen Ratspräsidenten ermöglichen, ohne 
besonderes Mandat des Rates mit dem Präsidenten des 
Europäischen Parlaments zur Erörterung der verschiedenen 
Aspekte der Direktwahlen zusammenzutreffen. In Ausfüh- 
rung dieser Beschlüsse führten am 26. Juni 1970 der da- 
malige Ratspräsident Harmel und am 8. Dezember 1970 
i Ratspräsident Scheel mit dem Präsidenten des Europäischen 
Parlaments, Scelba, eingehende Gespräche. Der Rat wird 
sich voraussichtlich auf seiner nächsten Tagung mit den 
Möglichkeiten einer weiteren Verbesserung dieses Kontakt- 
verfahrens befassen. 


2. Was hat die Bundesregierung auf bilateraler und multilateraler 
Ebene unternommen, um den diesbezüglichen Auftrag der 
Haager Gipfelkonferenz vom 1./2. Dezember 1969 einer Ver- 
wirklichung näher zu bringen? 

Bereits am 11. November 1969, d. h. vor der Haager Gipfel- 
konferenz, hat die Bundesregierung sich im Rat für eine 
Ubergangslösung eingesetzt, nach der die Anzahl der Mit- 
glieder des Europäischen Parlaments verdoppelt und die 
Hälfte des so erweiterten Hauses direkt gewählt werden 
soll. Die Bundesregierung hat darüber hinaus am 29. Sep- 
tember 1970 im Rat erklärt, daß sie auch dem Gedanken 
einer Direktwahl aller Mitglieder des Europäischen Parla- 
ments grundsätzlich positiv gegenübersteht. Sie setzt sich 
aktiv dafür ein, daß in Übereinstimmung mit den Verträgen 
Fortschritte in dieser Frage erzielt werden, in der die Stand- 
punkte der sechs Regierungen allerdings noch nicht über- 
einstimmen. Die Bundesregierung wird in ihren Bemühun- 
gen nicht nachlassen. 


Moersch 



